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Garbsen, den 31.03.2005 
 
Debatte um ein verpflichtendes Wertefach in Berlin 
von bundesweiter Bedeutung 
 
Anläßlich der aktuellen Diskussion um die Einführung eines Pflichtfaches „Lebensgestaltung-Ethik-
Religionskunde“ (LER) bzw. „Interkulturelle Bildung“ an den Schulen des Landes Berlin erklärt 
die Vorsitzende des Fachverbandes Werte und Normen in Niedersachsen e.V. Dr. Christel 
Hasselmann: 
 

„Auch wenn die derzeit hitzige Debatte um einen wertebildenden, weltanschaulich neutralen 
Pflichtunterricht für alle Schülerinnen und Schüler im engeren Sinne eine Angelegenheit Berlins ist, 
so beobachten wir gleichwohl diese Auseinandersetzung mit wachsendem Interesse - lässt sich doch 
feststellen, dass in den anderen Bundesländern die Einrichtung eines solchen gemeinsamen 
Unterrichts über die Werte unserer Verfassung, (die zu einer der gerechtesten der Welt gehört,) 
ebenso längst überfällig ist. Die unbefriedigende Situation der Werteerziehung in der 
Bundesrepublik krankt an der Ersatzfachkonstruktion zum Religionsunterricht. 
 
Nirgendwo sonst sitzen Menschen verschiedener Religionen und Kulturen so nah bei einander wie 
in der Schule. Da die Schule ein Ort interkultureller Erfahrung ist, muss interkulturelle Bildung eine 
Aufgabe der Schule sein. Der Bildungsauftrag, in den Schulgesetzen aller Bundesländer aufgeführt, 
fordert unmissverständlich die Erziehung zum Verständnis zwischen Religionen und Kulturen. Sie 
ist als verfassungskonform zu bezeichnen, wenn sie sich zur Aufgabe macht, die Werte der 
Verfassung zugrunde zu legen. 
 
Heranwachsende haben das natürliche Bedürfnis und ein Anrecht darauf zu erfahren, was die 
großen Weltreligionen und die Weltanschauungsgemeinschaften zu den Problemen, denen die 
Menschheit gegenübersteht, zu sagen haben. Diejenige Religions- oder 
Weltanschauungsgemeinschaft, die heute behauptet, die alleinigen Antworten für alle Probleme 
anbieten zu können, muss sich nicht wundern, wenn sie an Glaubwürdigkeit verliert. Es bleibt – und 
das ist anders als vor vierzig Jahren – den heutigen Jugendlichen nicht verborgen, dass neben der 
eigenen Weltsicht noch andere existieren, die eine berechtigte wertschätzende Beachtung fordern. 
Dieses gilt es ebenso zu vermitteln wie kulturgeschichtliche Hintergründe, besonders die 
Gemeinsamkeiten zwischen Judentum, Christentum und Islam betreffend, um Probleme transparent 
und damit lösbar zu machen. Gleiches gilt auch für die Existenz eines ethischen Minimalkonsenses 
zwischen den Kulturen, Religionen und Weltanschauungsgemeinschaften, ein Weltethos, um 
Dialog und Kooperation zu ermöglichen.  
 
Es muss die Frage gestellt werden, inwieweit der von protestantischen und katholischen Vertretern 
beklagte christliche Traditionsabbruch nicht durch die Kirchen selbstverschuldet ist, im 
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Wesentlichen verursacht durch jahrzehntelange Behinderung der um Verständigung bemühten 
sogenannten Ersatzfächer zum Religionsunterricht. Auch die jetzige Debatte ist von den 
Kirchenvertretern getragen durch das alte, schlichte Strickmuster des Freund-Feind-Bildes („Wer 
nicht für mich ist, ist gegen mich!“). Ein großer Teil der Schülerschaft wurde vom 
Religionsunterricht seit Jahrzehnten nicht erfasst, es sind längst die Eltern bzw. Großeltern der 
heutigen Kinder. Sie erhielten auf Wunsch der Kirchen entweder gar keinen Werteunterricht oder 
Unterricht durch Fachfremde. Wen wundert es da, dass es Schüler gibt, die das Kreuz auf dem 
Kirchturm für ein Pluszeichen halten oder den Karfreitag für einen Tag der Autofahrer (englisch 
„car“)? Hätten die Kirchen den wertebildenden, religionskundlichen Unterricht gefördert, dann 
hätte es keinen Traditionsabbruch gegeben. Sie haben jetzt in Berlin erneut die Chance, das neue 
Unterrichtsfach in seiner Ausgestaltung zu unterstützen. Die Kirchenvertreter müssen begreifen: 
Wenn sie es bekämpfen und behindern, werden sie den Traditionsabbruch zementieren. 
 
Die alleinige Erziehung von Heranwachsenden getrennt nach Religionen, ist eine Erziehung hin zu 
Parallelwelten, eine Erziehung zu einem Leben nebeneinander. Nur eine gemeinsame Erziehung 
von Heranwachsenden verschiedener Religionen und Kulturen ist eine Erziehung zu einem Leben 
miteinander. Auf ein Leben miteinander sind sie angewiesen. Darauf muss Schule vorbereiten. Wer 
aus eigenem Interesse dies zu torpedieren versucht, muss sich fragen lassen, welches Ziel er damit 
verfolgt. Religionsunterricht hat seine Berechtigung, die ihm auch nicht genommen wird. 
Religionsunterricht ist aber keine Alternative zu diesem Unterricht und umgekehrt auch nicht. Von 
einer guten Qualität dieses neuen Unterrichtsfachs werden die Kirchen und der Religionsunterricht 
profitieren.  
 
Wenn Wolfgang Huber, Vorsitzender des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland, von 
einer „islamischen Leitkultur spricht, die immer aggressiver wird“ (www.inforadio.de Pressetreff 
„Christentum und Islam“ 27.03.2005) fördert er durch diese Pauschalisierung ein Feindbild Islam 
und eine Islamphobie. Dem stellt er dann als Rettung das Christentum gegenüber. Wie ist es – mit 
Blick auf die Glaubwürdigkeit - zu deuten, wenn er in gleicher Rede behauptet, das Christentum 
bilde die Grundlage der Wertgrundlagen unserer Gesellschaft und es gelte diese zu verteidigen? 
Sollten für eine derartige Aussage mangelhafte Geschichtskenntnisse der Grund sein, oder sollen 
hier die Menschen verdummt werden? Die Grund- und Menschenrechte sind – so können wir den 
Geschichtsbüchern entnehmen – gegen den massiven Widerstand der Kirchen erstritten worden. 
Und vergessen wir nicht: Im Laufe ihrer Geschichte haben die Kirchen vielen Unrechtsregimes den 
moralischen Rückhalt geliefert. Die Werte anderer Religionen anzuerkennen war schon immer ein 
Problem für die Kirchen und hat in der Haltung anderen Religionen gegenüber zu nicht wieder 
gutzumachenden Katastrophen geführt. Davor sollte uns in Zukunft ein tieferes Verständnis 
bewahren. Eine staatliche schulische Erziehung muss die Aufgabe haben, jeglichen Antijudaismus, 
Antiislamismus und Antichristianismus zu verhindern. 
 
Die Wochenzeitung „Die Kirche“ veröffentlichte am 20.3.05 den Beitrag eines „Notbundes für den 
evangelischen Religionsunterricht“. Wir sind entsetzt und halten es für einen ungeheuerlichen 
Vorgang, dass hier der Berliner Senat implizit gleichgesetzt wird mit dem Unrechtsregime der 
Nazis, indem eine Parallele zu dem Notbund der „Bekennenden Kirche“ der dreißiger Jahre 
gezogen wird. Hier fehlen die Worte dies zu kommentieren... 
 
Angesichts der nicht zu verdrängenden Probleme zwischen den Kulturen und Religionen erscheint 
deshalb ein neues Unterrichtsfach, das Verständnis für die Werte des uns verbindenden 
Grundgesetzes vermittelt, sinnvoll. Interkulturelle Bildung in staatlicher Verantwortung ist die 
Schlüsselqualifikation der Zukunft. Wir können es uns nicht leisten diese Entwicklung zu 
ignorieren.“ 
(Werte und Normen ist in Niedersachsen das Ersatzfach zum Religionsunterricht.) 
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